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Bonn, den 20. August 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Durchfüh- 
rung von Statistiken auf dem Gebiet der 
Sozialhilfe, der Kriegsopferfürsorge und der 
Jugendhilfe 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind die Bundesminister des Innern und für 
Familien- und Jugendfragen. 

Der Bundesrat hat in seiner 248. Sitzung am 12./ 13. Juli 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Strauß 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Durchführung von Statistiken auf dem Gebiet der 
Sozialhilfe, der Kriegsopferfürsorge und der Jugendhilfe 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Auf den Gebieten der Sozialhilfe, der Kriegsopfer- 
fürsorge und der Jugendhilfe werden folgende Bun- 
desstatistiken durchgeführt: 

1. je eine Jahresstatistik; 

2. Zusatzstatistiken über Sonderfragen j 

a) auf dem Gebiet der Sozialhilfe einmal jähr- j 
lieh, 

b) auf dem Gebiet der Kriegsopferfürsorge 

einmal in zwei Jahren, j 

c) auf dem Gebiet der Jugendhilfe einmal in I 

vier Jahren. I 

f 

§ 2 

(1) In der Jahresstatistik der Sozialhilfe werden 
erfragt: 

1. bei der Hilfe außerhalb von Anstalten, 
Heimen oder gleichartigen Einrichtungen 

die Empfänger der Hilfe und die Aufwen- 
dungen im Berichtsjahr, aufgegliedert nach 
Empfängergruppen und Hilfearten, 

2. bei der Hilfe in Anstalten, Heimen oder 
gleichartigen Einrichtungen 

die Empfänger der Hilfe, die Zahl der Ver- 
pflegungstage und die Aufwendungen im 
Berichtsjahr, aufgegliedert nach Empfän- 
gergruppen, Hilfearten und Anstaltsarten, ' 

3. bei der gesamten Sozialhilfe 
die Einnahmen im Berichtsjahr. 

(2) In der Zusatzstatistik über Sonderfragen der 
Sozialhilfe werden erfragt: 

Die Empfänger und die Aufwendungen, aufgeglie- 
dert nach Empfängergruppen und Hilfearten. Die zu 
erhebenden Tatbestände betreffen solche Fragen, 
deren Beantwortung für die Durchführung von Maß- 
nahmen der Sozialhilfe von besonderer Bedeutung 
ist. Die Festlegung erfolgt durch den Bundesminister 
des Innern im Benehmen mit den beteiligten Bun- 
desministerien und den zuständigen obersten Lan- 
desbehörden. 

§ 3 

(1) In der Jahresstatistik der Kriegsopferfürsorge 
werden erfragt: 

1. die Empfänger der Kriegsopferfürsorge 
und die Aufwendungen im Berichtsjahr, 


aufgegliedert nach Empfängergruppen und 
Leistungsarten, 

2. die Einnahmen im Berichtsjahr. 

(2) In der Zusatzstatistik über Sonderfragen der 
Kriegsopferfürsorge werden erfragt: 

Die Empfänger und die Aufwendungen, aufgeglie- 
dert nach Empfängergruppen und Leistungsarten. 
Die zu erhebenden Tatbestände betreffen solche Fra- 
gen, deren Beantwortung für die Durchführung von 
Maßnahmen der Kriegsopferfürsorge von beson- 
derer Bedeutung ist. Die Festlegung erfolgt durch 
den Bundesminister des Innern im Benehmen mit 
den beteiligten Bundesministerien und den zustän- 
digen obersten Landesbehörden. 

§ 4 

(1) In der Jahresstatistik der Jugendhilfe werden 
erfragt: 

1. bei erzieherischen Einzelhilfen 

a) außerhalb von Heimen oder sonstigen 
Einrichtungen 

die Empfänger der Hilfe im Berichts- 
jahr, aufgegliedert nach Empfänger- 
gruppen und Hilfearten, 

bei der Hilfe in Familien gemäß §§ 27 
und 69 Abs. 3 des Gesetzes für Jugend- 
wohlfahrt vom 11. August 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1206) außerdem die 
Aufwendungen im Berichtsjahr, aufge- 
gliedert nach Empfängergruppen und 
Hilfearten, 

b) in Heimen oder sonstigen Einrichtun- 
gen 

die Empfänger der Hilfe im Berichts- 
jahr, aufgegliedert nach Empfänger- 
gruppen, Hilfearten, Einrichtungsarten 
und Trägergruppen, 

bei der Hilfe in Heimen und sonstigen 
Einrichtungen gemäß ? 69 Abs. 3 und 
§ 79 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 
außerdem die Zahl der Verpflegungs- 
tage und die Aufwendungen im Be- 
richtsjahr, aufgegliedert nach Empfän- 
gergruppen, Hilfearten, Einrichtungs- 
arten und Trägergruppen; 

2. bei der Hilfe in Nummer 1 Buchstabe a 
letzter Halbsatz und Nummer 1 Buch- 
stabe b letzter Halbsatz die Einnahmen im 
Berichtsjahr; 
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3. der Bestand an Heimen und sonstigen 
baulichen Einrichtungen im Berichtsjahr, 
aufgegliedert nach Einrichtungsarten, Trä- 
gergruppen und verfügbaren Plätzen. 

(2) In der Zusatzstatistik über Sonderfragen der 
Jugendhilfe werden erfragt: 

Die Empfänger und die Aufwendungen, aufgeglie- 
dert nach Empfängergruppen, Hilfearten, Einrich- 
tungsarten und Trägergruppen. Die zu erhebenden 
Tatbestände betreffen solche Fragen, deren Beant- 
wortung für die Durchführung von Maßnahmen der 
Jugendhilfe von besonderer Bedeutung ist. Die Fest- 
legung erfolgt durch den Bundesminister für Fami- 
lien- und Jugendfragen im Benehmen mit den betei- 
ligten Bundesministerien und den zuständigen ober- 
sten Landesbehörden. 

§ 5 

(1) Auskunftspflichtig sind 

1. für die Angaben nach § 2 
die Träger der Sozialhilfe, 


2. für die Angaben nach § 3 

die für die Durchführung der Kriegsopfer- 
fürsorge sachlich zuständigen Stellen, 

3. für die Angaben nach § 4 

die Jugendwohlfahrtsbehörden. 

(2) Die Statistiken nach § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 2 und 
§ 4 Abs. 2 werden repräsentativ für bis zu 20 v. H. 
der Empfänger dieser Hilfen durchgeführt. Werden 
die Zusatzstatistiken auf einen Teilbereich dieser 
Hilfen beschränkt, kann von dem bezeichneten Aus- 
wahlsatz abgewichen werden, wenn dies für die Ge- 
winnung zuverlässiger Ergebnisse notwendig ist. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 {Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1963 in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Am 1. Juni bzw. 1. Juli dieses Jahres treten das 
Bundessozialhilfegesetz vom 30. Juni 1961 (BGBL I 
S. 815) und das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Reichsjugend Wohlfahrtsgesetzes vom 11. August 
1961 (BGBl. I S. 1193) in Kraft. Auch die nunmehr 
„Kriegsopferfürsorge" genannte soziale Fürsorge für 
Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene ist 
durch das Erste Neuordnungsgesetz zum Bundesver- 
sorgungsgesetz vom 27. Juni 1960 (BGBl. I S. 453) 
neu gestaltet worden. Der vorliegende Entwurf 
regelt auf diesen Rechtsgebieten Bundesstatistiken, 
deren Durchführung künftig notwendig ist. Solche 
Statistiken werden bereits seit 1950 bundeseinheit- 
lich als „Fürsorge- und Jugendhilfestatistik" geführt, 
wurden aber bisher jeweils durch Rechtsverordnung 
nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistiken 
für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September 1953 
(BGBL I S. 1314) angeordnet. Die Geltungsdauer der 
Verordnung vom 24. März 1960 (BAnz. Nr. 60 S. 1) 
läuft mit dem 31. Dezember 1962 ab. Da auf diese 
Statistiken nicht verzichtet werden kann, ist es nach 
§ 6 Abs. 1 des StatGes nötig, sie für die Zukunft 
durch ein Gesetz anzuordnen, das, um die Weiter- 
führung nicht zu unterbrechen, mit Wirkung vom 
1. Januar 1963 in Kraft treten muß. 

Aufgabe der in Frage kommenden Statistiken ist es, 
Feststellungen über den Umfang der Leistungen der 
Sozialhilfe, der Kriegsopferfürsorge und der Jugend- 
hilfe sowie über den Personenkreis der Empfänger 
dieser Hilfen zu treffen. Nur einwandfreie statisti- 
sche Feststellungen über die in den genannten Ge- 
setzen neu normierten Tatbestände ermöglichen es 
dem Bund und den Ländern, die notwendigen Unter- 
lagen für die weitere Planung sowie für den Erlaß 
von Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschrif- 


ten auf diesen Gebieten zu gewinnen und die finan- 
ziellen Auswirkungen von Maßnahmen auf den Ge- 
bieten der Sozialhilfe, der Kriegsopferfürsorge oder 
der Jugendhilfe zu schätzen. Sie sind auch weiterhin 
neben den Angaben für Versicherungs- und Versor- 
gungsleistungen zur Erstellung von Gesamtüber- 
sichten über die sozialen Leistungen in der Bundes- 
republik erforderlich, nicht zuletzt um internationale 
Leistungsvergleiche zu ermöglichen und als Unter- 
lage bei Verhandlungen in den supranationalen 
Gremien zu dienen. Eine Weiterführung dieser Sta- 
tistiken liegt daher im staatspolitischen Interesse. 

Gleichzeitig dienen die nachgewiesenen Zahlen über 
l die Aufwendungen, die auf Grund der Kassenbücher 
ermittelt werden, als Abrechnungsunterlagen für 
mit dem Bund verrechnungsfähige Kosten der Tu- 
berkulosehilfe, der Hilfe für Zugewanderte u. a. so- 
wie der Kriegsopferfürsorge. 

Die Jugendhilfestatistik, insbesondere die hier vor- 
gesehene Zusatzstatistik, ist auch notwendig, um die 
nach § 25 Abs. 2 JWG der Bundesregierung aufer- 
legte Verpflichtung, alle vier Jahre dem Bundestag 
und dem Bundesrat einen Bericht über die Lage der 
Jugend und über die Bestrebungen auf dem Gebiet 
der Jugendhilfe vorzulegen, zu untermauern. Bei der 
Vielfalt der Jugendhilfemaßnahmen ist es geboten, 
einmal in vier Jahren Maßnahmen von besonderer 
Bedeutung gezielter zu erfassen, als es in der Jah- 
resstatistik möglich ist. 

II. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die hier genannten Statistiken als Jahresstatistiken 
durchzuführen, entspricht der seit 1. April 1958 ein- 
geführten Regelung; damals wurde in der Fürsorge 
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die Vierteljahresstatistik auf eine Jahresstatistik 
umgestellt. Die auf repräsentativer Grundlage durch- 
zuführende Zusatzstatistik wird seit 1. April 1956 
auf dem Gebiete der Fürsorge und der sozialen Für- 
sorge für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterblie- 
bene jährlich einmal durchgeführt. Die Erfahrungen 
der Praxis haben gezeigt, daß für die angeordneten 
Statistiken die Erhebungszeiträume mit Ausnahme 
der Zusatzstatistik auf dem Gebiet der Kriegsopfer- 
fürsorge beibehalten werden müssen. 

Zu § 2 

Für die Jahresstatistik der Sozialhilfe soll die bisher 
als „offene und geschlossene" Fürsorge bezeichnete, 
der Sache nach vom Bundessozialhilfegesetz beibe- 
haltene Zweiteilung („Hilfe außerhalb von Anstal- 
ten, Heimen oder gleichartigen Einrichtungen" und 
„Hilfe in Anstalten, Heimen oder gleichartigen Ein- 
richtungen") aufrechterhalten werden. Die Angaben 
sind nach Empfängergruppen und nach den im Bun- 
dessozialhilfegesetz vorgesehenen Hilfearten (Hilfe 
zum Lebensunterhalt und Hilfe in besonderen Le- 
benslagen, z. B. Krankenhilfe, Eingliederungshilfe 
für Behinderte, Tuberkulosehilfe, Blindenhilfe, Aus- 
bildungshilfe) zu gliedern, um den Umfang der ein- 
zelnen Notstände zu ermitteln und Schwerpunktver- 
lagerungen rechtzeitig zu erkennen. 

Da im Bereich der Sozialhilfe häufig Leistungen Vor- 
kommen, die mit anderen Sozialleistungsträgern zu 
verrechnen sind, ist es notwendig, auch die Einnah- 
men zu erfassen. Hier sind auch die Kostenbeiträge 
und der Kostenersatz der Hilfeempfänger und der 
Unterhaltspflichtigen nachzuweisen. 

Uber die Jahresstatistiken hinaus sollen jährlich 
einmal Zusatzstatistiken über Sonderfragen der So- 
zialhilfe durchgeführt werden, die für die Durchfüh- 
rung sozialpolitischer Maßnahmen von besonderer 
Bedeutung sind. Die zu erhebenden Tatbestände sol- 
len im Benehmen mit den beteiligten Bundesministe- 
rien und den zuständigen obersten Landessozialbe- 
hörden festgelegt werden. Das Verfahren hat sich 
in den vergangenen sechs Jahren bewährt. Bei Ein- 
führung der Zusatzstatistik am 1. April 1956 konn- 
ten die Nachweisungen in den Jahresstatistiken der 
Fürsorge und der sozialen Fürsorge für Kriegsopfer 
stark eingeschränkt werden. 

Durch die Zusatzstatistik soll in einem gewissen 
Turnus auch ermittelt werden, wie viele Empfänger 
von Sozialhilfe noch andere Sozialleistungen bezie- 
hen. 

Soweit bei Zusatzstatistiken von Empfängergrup- 
pen gesprochen wird, gehören hierzu auch Vertrie- 
bene, Flüchtlinge und Zugewanderte. 

Zu § 3 

Diese Statistiken erfassen die Leistungen der Kriegs- 
opferfürsorge und zwar sowohl die Leistungs- 
empfänger wie die Aufwendungen. Auch hier ist j 
vorgesehen, die Leistungen nach den im Gesetz auf- 
geführten Arten und nach Empfängergruppen zu er- 
heben. Nur so sind Unterlagen für die Durchführung 
weiterer Maßnahmen zu erhalten, die auch zur Er- 
gänzung der Statistiken sowohl im Bereich der 
Versorgung wie im Gesamtbereich der Rehabi- 


litation erforderlich sind. Auf diesen Nachweis 
kann auch bei internationalen Vergleichen nicht ver- 
zichtet werden; sein Fehlen hat sich in der Vergan- 
genheit schon mehrfach in unerwünschter Weise be- 
merkbar gemacht. 

Für die Einnahmen gilt das bei § 2 über Einnahmen 
Gesagte auch hier. 

Die Zusatzstatistik soll der Erforschung von Teilge- 
bieten oder Einzelfragen der Kriegsopferfürsorge 
dienen. Das zu § 2 unter Absatz 3 Gesagte gilt auch 
hier. 

Zu § 4 

Die Statistik der Jugendhilfe soll die Zahlenangaben 
enthalten, die für die Gewinnung einer Übersicht 
über die Größenordnung und Struktur der Jugend- 
arbeit, über die Maßnahmen der Jugendwohlfahrts- 
behörden und über den von den einzelnen Maß- 
nahmen erfaßten Personenkreis notwendig sind. Der 
Umfang der Jugendhilfestatistik wird bestimmt 
durch die Aufgaben der Jugendämter, der Landes- 
jugendämter und der obersten Landesbehörden nach 
dem Jugendwohlfahrtsgesetz vom 11. August 1961, 
soweit ihre statistische Erfassung möglich und not- 
wendig ist. Die Angaben sind nach den im Jugend- 
wohlfahrtsgesetz festgelegten Arten der Jugend- 
hilfe zu gliedern. 

Die Empfänger von erzieherischen Einzelhilfen wur- 
den auch in der bisherigen Jugendhilfestatistik er- 
faßt. Die Aufwendungen dafür waren in der Für- 
sorgestatistik unaufgegliedert enthalten, da sie bis- 
her auf Grund der Fürsorgepflichtverordnung und 
der Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und 
Maß der öffentlichen Fürsorge (§ 6 Abs. 1 Buch- 
stabe d) zu erbringen waren. Die Aufwendungen (sind 
nunmehr nach Abschnitt VIII des JWG durch die 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu gewähren 
und im Rahmen der Haushalte der Jugendämter, 
Landesjugendämter und obersten Landesbehörden 
aufzuführen. Auf Grund der gesetzlichen Übertra- 
gung der erzieherischen Einzelhilfen auf die Jugend- 
wohlfahrtsbehörden sind diese statistischen Angaben 
in die Jugendhilfestatistik zu übernehmen, wenn 
nicht eine Anpassung des Haushaltsgliederungs- 
planes für die öffentliche Finanzstatistik, insbeson- 
dere für die Kommunalfinanzstatistik an das Jugend- 
wohlfahrtsgesetz in der Fassung vom 18. August 
1961 erfolgt; eine solche Anpassung wird vorberei- 
tet. Unter der Voraussetzung, daß die Haushalts- 
statistik danach hinreichend differenzierte Anga- 
ben über die Ausgaben der öffentlichen Hand für 
die verschiedenen Aufgabengebiete und für die Ein- 
richtungen der Jugendhilfe — unter Einbeziehung 
der neuen Aufgaben, z. B. in der Jugendfreizeithilfe, 
der Jugenderholung, in der außerschulischen Ju- 
gendbildung und in der Jugendberufshilfe — , ent- 
hält, wird auf eine gesonderte Erfassung der Ge- 
samtaufwendungen für die Jugendarbeit in der Ju- 
gendhilfestatistik verzichtet werden können. 

Wie bisher soll jedoch die Jugendhilfestatistik die 
für die Träger der Jugendhilfe wichtigen Kosten der 
Freiwilligen Erziehungshilfe und der Fürsorgeerzie- 
hung in differenzierterer Form gesondert ausweisen, 
als es in der Haushaltsstatistik angebracht ist. Neu 
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aufgenommen werden außerdem die Kosten für 
Pflegekinder im Sinne des Jugendwohlfahrtsgeset- 
zes, die sich in Familienpflege befinden und für die 
den Pflegekindern gleichgestellten Minderjährigen 
unter 16 Jahren in Heimen und Einrichtungen. 

Für die Einnahmen gilt das in § 2 Gesagte. 

In der Jahresstatistik der baulichen Einrichtungen 
der Jugendhilfe sollen Stätten der Jugendarbeit, wie 
bisher aufgeteilt in Einrichtungsarten und Träger- 
gruppen (Einrichtungen der öffentlichen Jugend- 
hilfe, der freien gemeinnützigen Jugendhilfe und 
privater gewerblicher Träger), erfaßt werden. Weg- 
fallen soll die Beschränkung auf halboffene und ge- 
schlossene Einrichtungen, die schon bisher durch Er- 
fassung einiger offener Einrichtungen, insbesondere 
der Jugendfreizeitstätten, durchbrochen wurde. Wie 
bisher soll in den Einrichtungen, bei denen eine 
solche Ermittlung möglich ist, die Zahl der bei Nor- 
malbelegung verfügbaren Plätze erfaßt werden. Die 
Belegungsstärke wird nicht mehr erfaßt; auf ihre 
Feststellung kann verzichtet werden, weil die nor- 
male Belegungskapazität der Einrichtungen in der 
Regel voll ausgenutzt wird. 

Für die Zusatzstatistik über Sonderfragen der Ju- 
gendhilfe gilt das zu §§ 1 und 2 Gesagte. 

Zu § 5 

Berichtspflichtig sind diejenigen Stellen, die die ge- 
setzlichen Bestimmungen durchzuführen haben. 

Wünschen der Praxis entsprechend empfiehlt es sich, 
den für die Zusatzstatistik möglichen Auswahlsatz 
etwas höher als bisher anzusetzen, damit zuverläs- 


sige und aussagefähige Ergebnisse gesichert werden. 
Ein durch das Gesetz niedrig angesetzter Auswahl- 
satz würde dazu zwingen, Zusatzstatistiken nur in 
größeren Teilbereichen durchzuführen und macht es 
unmöglich, Strukturuntersuchungen auch auf klei- 
nere Arbeitsgebiete zu beschränken. Solche Unter- 
suchungen durchzuführen ist dringend geboten; 
überdies sind für sie die Kosten geringer als für Er- 
hebungen, die sich über Gesamtbereiche erstrecken. 

Zu § 6 

Der Paragraph enthält die übliche Berlin-Klausel. 


III. Kosten 

Die im Gesetz genannten Statistiken gehören seit 
langem zum laufenden Arbeitsprogramm der Sta- 
tistischen Ämter. Aufgrund der in den Gesetzen neu 
geregelten Tatbestände, die erfaßt werden müssen, 
dürften sich folgende Mehrkosten ergeben: 

a) für die Statistiken auf den Gebieten der Sozial- 
hilfe und der Kriegsopferfürsorge von jährlich 
rund 60 000 DM; davon entfallen auf den Bund 
rund 18 000 DM und auf die Länder rund 
42 000 DM; 

b) für die Statistiken auf dem Gebiet der Jugend- 
hilfe von jährlich rund 85 000 DM, davon entfal- 
len auf den Bund rund 15 000 DM und auf die 
Länder rund 70 000 DM. 

Diese Mehrkosten gliedern sich bei der zur Zeit 
noch für diese Statistiken üblichen manuellen Auf- 
bereitung in rund 90 v. H. Personal- und 10 v. H. 
Sachaufwand. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Im Hinblick auf die in § 5 geregelte Auskunfts- 
pflicht der dem Landesrecht unterliegenden Trä- 
ger der Sozialversicherung, der Kriegsopferfür- 
sorge und der Jugendhilfe bedarf das Gesetz 
nach Artikel 84 Abs. 1 GG der Zustimmung des 
Bundesrates. Die Zustimmungsbedürftigkeit er- 
gäbe sich ferner aus der in den Absätzen 2 der 
§§ 2 bis 4 vorgesehenen Beteiligung der zuständi- 
gen obersten Landesbehörden bei der Festlegung 
der Sonderfragen. 

2. Zu § 1 

§ 1 ist wie folgt zu fassen: 

»5 1 

(1) Auf den Gebieten der Sozialhilfe, der 
Kriegsopferfürsorge und der Jugendhilfe wird 
je eine Jahresstatistik als Bundesstatistik durch- 
geführt. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Zusatzstatistiken über Sonderfragen 
auf diesen Gebieten anzuordnen, soweit zuläs- 
sige Feststellungen für die Durchführung kon- 
kreter Maßnahmen benötigt werden. Zusatzsta- 
tistiken dürfen 

a) auf dem Gebiet der Sozialhilfe höch- 
stens einmal jährlich, 

b) auf dem Gebiet der Kriegsopferfür- 
sorge höchstens einmal in zwei Jahren, 

c) auf dem Gebiet der Jugendhilfe höch- 
stens einmal in vier Jahren 

durchgeführt werden." 

Begründung 

Der im Gesetzentwurf vorgesehene Inhalt der 
Zusatzstatistiken ist praktisch identisch mit dem 
Inhalt der Hauptstatistiken. Die Ermächtigung an 
den Bundesminister des Innern, die einzelnen 
Fragen im Verwaltungswege zu bestimmen, ist 
rechtlich unzulässig und sollte durch eine Er- 
mächtigungsnorm im Sinne von Artikel 80 GG 
ersetzt werden. 

3. Zu §§ 2 bis 4 

a) Es wird gebeten, im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob nicht 
eine Abgrenzung der Empfängergruppen im 
Gesetz möglich wäre. 


b) In § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2, § 3 Abs. 1 Nr. 1 
und § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a und b sind 
jeweils vor dem Wort „Empfänger" die Worte 
„Zahl der" einzufügen. 

Begründung 

Die Fassung der Regierungsvorlage läßt eine 
namentliche Erfassung der Hilfeempfänger zu. 
Die Ermittlung der Zahl der Hilfeempfänger 
ist ausreichend. 

c) In den §§ 2 bis 4 ist jeweils der zweite Ab- 
satz zu streichen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungs- 
vorschlag zu § 1. 

4. Zu § 4 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) In der Jahresstatistik der Jugendhilfe 
werden erfragt 

1. bei erzieherischen Einzelhilfen 

a) außerhalb von Heimen und son- 
stigen Einrichtungen 

die Zahl der Empfänger der Hilfe 
und die Aufwendungen im Be- 
richtsjahr, aufgegliedert nach Emp- 
fängergruppen und Hilfearten, 

b) in Heimen oder sonstigen Einrich- 
tungen 

die Zahl der Empfänger der Hilfe, 
die Zahl der Verpflegungstage und 
die Aufwendungen im Berichtsjahr, 
aufgegliedert nach Empfängergrup- 
pen, Hilfearten, Einrichtungsarten 
und Trägergruppen, 

2. bei Gruppen- und Pauschalhilfen 

die Aufwendungen im Berichtsjahr, 
aufgegliedert nach Hilfearten und Trä- 
gergruppen, 

3. bei Hilfen in Nummern 1 und 2 
die Einnahmen im Berichtsjahr, 

4. der Bestand an Heimen und sonstigen 
baulichen Einrichtungen im Berichts- 
jahr, aufgegliedert nach Einrichtungs- 
arten, Trägergruppen und verfüg- 
baren Plätzen.” 

Begründung 

Es ist zweifelhaft, ob bei der Haushaltsstatistik 
hinreichend differenzierte Angaben über die 
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Ausgaben der öffentlichen Hand für die verschie- 
denen Aufgabengebiete und für die Einrichtun- 
gen der Jugendhilfe aufgenommen bzw. zwin- 
gend vorgeschrieben werden. Da auf die Erfas- 
sung der Aufwendungen für die verschiedenen 
Aufgabengebiete und für die Einrichtungen der 
Jugendhilfe nicht verzichtet werden kann, er- 
scheint die vorgeschlagene Änderung erforder- 
lich. 


5. Zu § 5 

ln Absatz 2 ist der Satz 1 wie folgt zu fassen: 
„Die Zusatzstatistiken nach § 1 Abs. 2 werden 
repräsentativ für bis zu 20 v. H. der Empfänger 
dieser Hilfen durchgeführt." 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungsvor- 
schlag zu § 1. 


Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Nr. 1 (Eingangsworte) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das 
Gesetz nicht zustimmungsbedürftig ist, da die Ab- 
sätze 2 der §§ 2 bis 4 sowie der § 5 des Entwurfs 
keine Verfahrensregelungen im Sinne des Arti- 
kels 84 Abs. l GG enthalten. Die Auskunftspflichten 
nach § 5 haben materiellrechtlichen Charakter und 
begründen daher nicht die Zustimmungsbedürftig- 
keit eines Gesetzes nach Artikel 84 Abs. 1. Auch 
enthält die Bestimmung, daß die Festlegung der 
Tatbestände für die Zusatzstatistiken durch den 
Bundesminister des Innern bzw. Bundesminister für 
Familien- und Jugendfragen im Benehmen mit den 
zuständigen obersten Landesbehörden zu erfolgen 
hat, keine Regelung des Verwaltungsverfahrens im 
Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG. 

Zu Nr. 2 (§ 1) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung des 
Bundesrates, daß es der von ihm vorgeschlagenen 
Ermächtigung der Bundesregierung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen bedarf. In welcher Zeitfolge 
und in welchem Umfange sowie über welche Tat- 
bestände Zusatzstatistiken durchgeführt werden dür- 
fen, ist bereits durch den gesetzlichen Rahmen für 
die Jahresstatistiken und die gesetzlich festgelegten 


Besonderheiten bei den Zusatzstatistiken hinreichend 
konkretisiert. Im übrigen wird die im Entwurf der 
Bundesregierung vorgesehene Regelung seit 6 Jah- 
ren praktiziert. Bund und Länder haben sich im Ver- 
waltungsweg immer rasch auf ein begrenztes Pro- 
gramm geeinigt. Der Vorteil dieser Regelung war, 
daß neu auftauchende Fragen bei der Programm- 
gestaltung schnell berücksichtigt werden konnten. 

Zu Nr. 3 (§§ 2 bis 4) 

a) Der Empfehlung wird im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren entsprochen werden. 

b) Dem Vorschlag wird zugestimmt für § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 sowie für § 3 Abs. 1 Nr. 1. Bei § 4 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a und b können diese 
Ergänzungen entfallen, da die Bundesregierung 
dem Änderungsvorschlag zu Nr. 4 zustimmt und 
dieser die Ergänzungen bereits enthält. 

c) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu Nr. 2. 

Zu Nr. 4 (§ 4) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 5 ; ( § 5) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu Nr. 2. 
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